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mäßigkeit des geltenden österreichischen Disziplinarrechtes der 
Rechtsanwälte in allgemeiner Art dargetan. Es wird kein Umstand 

behauptet, aus dem abgeleitet werden könnte, daß die belangte Be- 
hörde gegenüber dem Beschwerdeführer voreingenommen gewesen 
wäre und statt dem Gesetz zu dienen, sich in Wahrheit über das 
Gesetz hinweggesetzt habe. Auch aus dem Verwaltungsakt hat sich 

kein Anhaltspunkt dafür ergeben, daß die belangte Behörde gegen- 
über dem Beschwerdeführer Willkür geübt hätte. 

Der Beschwerdeführer ist daher durch den angefochtenen Bescheid 
offenkundig auch nicht in seinem verfassungsgesetzlich gewährlei- 
steten Recht auf Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Gesetz ver- 
letzt worden. 

3. Da im Verfahren auch nicht die Verletzung eines anderen 
verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechtes des Beschwerdeführers 
durch den angefochtenen Bescheid hervorgekommen ist, war die 
Beschwerde abzuweisen. 

6732 

BAO. ; keine Bedenken gegen die durch die gg 188 Abs. 3, 191 
Abs. 2 lit. b und 246 Abs. 2 getroffene Regelung; denkmögliche 

Anwendung des g 252 Abs. 2 
Erk. v. 3. Juni 1972, B 17/72 

Die Beschwerde wird abgewiesen. 

Entscheidungsgründe: 

I. 1. Der Erstbeschwerdeführer war an dem Unternehmen W. & Co. 
KG. als Kommanditist beteiligt. Dieses Unternehmen hat auf Grund 
eines Ubereinkommens mit der Niederösterreichischen Landesregie- 
rung vom 26. November 1969 für den Bau der „Stockerau — Kremser"- 
Bundesstraße eine Grundfläche von 3000m' abgetreten. Auf Grund 
des Kaufvertrages vom 14. März 1970 wurde sodann dieses Unter- 
nehmen an die Krems-Chemie Ges. m. b. H. um den Kaufpreis von 
2, 420. 000 S veräußert. 

2. In der Gewerbesteuererklärung jenes Unternehmens (für Per- 
sonengesellschaften) für das Kalenderjahr 1969 wurden diese Vor- 
gänge zunächst getrennt behandelt. Es wurde beantragt, den sich aus 
der Grundstücksabtretung ergebenden Veräußerungsgewinn nach 

g 34 Abs. 5 EStG. 1967 zu versteuern. 
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In einer Berichtigung dieser Gewerbesteuererklärung vom 29. Mai 
1970 wurde geltend gemacht, daß die zwangsweise Abtretung des 
Grundstücksteiles in unmittelbarem Zusammenhang mit der Gesamt- 
veräußerung des Unternehmens stehe, woraus sich bei Beachtung 
des Erkenntnisses des Verwaltungsgerichtshofes vom 3. Feber 1970, 
Zl. 1563/68, die Gewerbesteuerfreiheit auch der Grundstücksabtre- 
tung ergebe. 

Beide Anträge wurden für die W. Bc Co. KG. durch die „Dkfm. 
Dr. J. R. & Dkfm. Dr. G. G. Komm. -Ges. Wirtschaftsprüfungs- und 
Steuerberatungsgesellschaft" als ihrem Bevollmächtigten eingebracht. 
Diese Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft ist laut 
Vollmacht vom 11. Jänner 1966 auch Bevollmächtigte des Erst- 
beschwerdeführers in seinen Steuerangelegenheiten. 

3. Das Finanzamt Krems a. d. Donau erließ sodann unter St. Nr. 64/ 
1140 a II einen Bescheid über die einheitliche und gesonderte Fest- 
stellung der Einkünfte der W, R Co. KG. für das Jahr 1969. Es folgte 
darin bezüglich der Grundabtretung dem Antrag vom 29. Mai 1970. 
Im Spruch dieses Bescheides wird u. a. auch ausgesprochen, daß in 
den festgestellten Einkünften enthalten sind: „ein Veräußerungs- 
gewinn von 2, 494. 013 S; Gewinn gemäß g 34 Abs. 5 EStG. . . . S;". 

Dieser Bescheid wurde der bevollmächtigten Wirtschaftsprüfungs- 
und Steuerberatungsgesellschaft am 10. März 1971 zugestellt. Er 
erwuchs in Rechtskraft. 

4. In der von der gleichen Wirtschaftsprüfungs- und Steuerbera- 
tungsgesellschaft für den Erstbeschwerdeführer und seine Ehegattin 
(Zweitbeschwerdeführerin) eingebrachten Einkommensteuererklä- 
rung für 1969 wurde beantragt, den auf den Erstbeschwerdeführer 
entfallenden Anteil am Veräußerungsgewinn aus der Grundstücks- 
abteilung gemäß g 34 Abs. 5 EStG. 1967 zu versteuern. 

Mit dem im Instanzenzug ergangenen Bescheid der Finanzlandes- 
direktion für Wien, Niederösterreich und Burgenland vom 1. Oktober 
1971, Zl. VI-2439/71, wurde diesem Antrag mit der Begründung keine 
Folge gegeben, daß im Feststellungsbescheid des Finanzamtes Krems 
betreffend die W. B Co. KG. ausdrücklich festgestellt wurde, daß ein 
Gewinn im Sinne des ) 34 Abs. 5 EStG. nicht vorliege und daher 
der Abgabenbescheid nach g 252 Abs. 2 BAO. nicht mehr mit der 
Begründung angefochten werden könne, daß die im Feststellungs- 
bescheid getroffene Entscheidung unzutreffend sei. Das Vorbringen 
der Beschwerdeführer, es liege im Zusammenhang mit der Grund- 
stücksveräußerung ein Gewinn nach g 34 Abs. 5 EStG. vor, hätte 
daher gegen den Feststellungsbescheid gerichtet werden müssen. 
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5. In der gegen diesen Bescheid erhobenen Verfassungsgerichts- 
hofbeschwerde behaupten die Beschwerdeführer, durch die Nicht- 

anwendung des g 34 Abs. 5 EStG. 1967 im angefochtenen Bescheid 
in ihren verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechten auf Einhal- 

tung des Legalitätsprinzipes, auf rechtliches Gehör, auf Gleichheit vor 
dem Gesetz und auf Unversehrtheit des Eigentums verletzt worden 
zu sein. 

II. Der Verfassungsgerichtshof hat über die Beschwerde erwogen: 
1. Das Legalitätsprinzip ist im Art. 18 B-VG. verankert. Der Ver- 

fassungsgerichtshof hat jedoch in ständiger Rechtsprechung erkannt, 
daß aus der Vorschrift des Art. 18 B-VG. kein subjektives Recht 
auf gesetzmäßige Führung der Verwaltung abgeleitet werden kann 

(vgl. Erk. Slg. Nr. 5107/1965, 5160/1965, 5800/1968). Die Beschwerde- 
führer sind daher durch den angefochtenen Bescheid in einem solchen 
Recht offenkundig nicht verletzt worden. 

2. a) Auch der Anspruch auf rechtliches Gehör ist als solcher 
nicht allgemein verfassungsgesetzlich gewährleistet (vgl. d. hg. Erk. 
Slg. Nr. 2536/1953, 3818/1960). Ein Fall im Sinne des Art. 6 MRK. , 
der für gewisse Fälle einen Anspruch auf rechtliches Gehör verfas- 
sungsrechtlich gewährleistet, liegt aber nicht vor. 

b) Wohl aber könnte durch die Verweigerung des rechtlichen 
Gehöres ein anderes verfassungsgesetzlich gewährleistetes Recht der 
Beschwerdeführer verletzt worden sein. Die Beschwerdeführer selbst 
machen in diesem Zusammenhang auch die Verletzung des verfas- 
sungsgesetzlich gewährleisteten Rechtes auf Gleichheit aller Staats- 
bürger vor dem Gesetz geltend. 

Die Beschwerdeführer bringen nun vor, daß nach der BAO. den 
Kommanditisten die Möglichkeit fehle, die an die Kommanditgesell- 
schaft gerichteten Feststellungsbescheide zu bekämpfen. Soweit aus 
derartigen Bescheiden Rechte und Pflichten erwachsen, seien Rechts- 
vorschriften, nach denen ohne rechtliches Gehör der Betroffenen eine 
Rechtskraftwirkung geschaffen wird, nicht verfassungsmäßig. 

Dazu ist zunächst festzustellen, daß Gegenstand der Feststellung 
nach ) 188 Abs. 3 BAO. auch die Verteilung des festgestellten Betra- 
ges auf die Teilhaber ist. Einheitliche Feststellungsbescheide wirken 
gemäß g 191 Abs. 2 lit. b BAO. gegen alle, denen gemeinschaftliche 
Einkünfte zufließen. Ein solcher Bescheid wirkt daher auch gegen den 
Kommanditisten einer Kommanditgesellschaft und kann daher von 
diesen gemäß g 246 Abs. 2 BAO. mit Berufung angefochten werden. 
Ein rechtliches Hindernis gegen eine Berufung des Erstbeschwerde- 
führers gegen den an die Firma W, & Co. KG. gerichteten Feststel- 
lungsbescheid bestand daher nicht. 
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Der Verfassungsgerichtshof hat daher aus der Sicht des vorlie- 
genden Beschwerdefalles keine verfassungsrechtlichen Bedenken 
gegen die in Rede stehende Regelung der BAO. 

Ein Hindernis, Berufung zu erheben, bestand im vorliegenden 
Falle aber auch faktisch nicht, weil der Feststellungsbescheid einem 
Bevollmächtigten zugestellt wurde, der sowohl von der Kommandit- 
gesellschaft als auch vom Erstbeschwerdeführer bevollmächtigt war. 

Die Beschwerdeführer sind daher auch im Hinblick auf ihr dies- 
bezügliches Beschwerdevorbringen offenkundig in keinem verfas- 
sungsgesetzlich gewährleisteten Recht verletzt worden. 

3. a) Das verfassungsgesetzlich gewährleistete Recht auf Unver- 
letzlichkeit des Eigentums wird gemäß der ständigen Rechtsprechung 
des Verfassungsgerichtshofes durch einen in das Eigentum eingrei- 
fenden Bescheid dann verletzt, wenn dieser unter Heranziehung einer 
verfassungswidrigen Rechtsgrundlage erlassen wird oder wenn er 
gesetzlos ist, wobei die denkunmögliche Anwendung eines Gesetzes 
ebenfalls als Gesetzlosigkeit angesehen wird (vgl. z. B. Erk. Slg. 
Nr. 5561/1967, 5661/1968, 5815/1969, 6363/1971, 6382/1971, 6452/1971). 

b) Daß verfassungsrechtliche Bedenken gegen die Regelung der 
BAO. über die einheitlichen Feststellungsbescheide aus der Sicht des 
vorliegenden Beschwerdefalles nicht bestehen, wurde bereits unter 
2. dargetan. Auch sonst sind Bedenken gegen die im angefochtenen 
Bescheid angewendeten Gesetzesstellen nicht entstanden. 

c) Die Beschwerdeführer bringen mit einer ausführlichen Begrün- 
dung vor, daß die Ermittlung der Bemessungsgrundlage nach g 34 
Abs. 5 EStG. 1957 „keinesfalls auf Grund der Bestimmungen des 
g 188 BAO. und nicht im Rahmen eines Bescheides über die einheit- 
liche und gesonderte Feststellung von Einkünften stattfinden kann", 
weil „die Besteuerungsgrundlage nach dieser Gesetzesbestimmung 
nicht unter den Einkunftsbegriff des EStG. fällt". Allenfalls hätte ein 
gesonderter Bescheid über die einheitliche und gesonderte Feststel- 
lung des Unterschiedsbetrages nach g 34 Abs. 5 EStG. erlassen werden 
müssen. Solange ein derartiger Bescheid nicht vorliege, könnten auch 
Gesellschafter diese Begünstigung ausschließlich in ihrer Einkom- 
mensteuererklärung geltend machen. Feststellungsbescheide im Sinne 
der gg 185 ff. BAO. seien nur dann zu erlassen, wenn dies ausdrücklich 
vorgesehen ist. Die im angefochtenen Bescheid vertretene Rechtsmei- 
nung, daß eine rechtsverbindliche Feststellung getroffen worden sei, 
verletze sohin das den Beschwerdeführern verfassungsgesetzlich 
gewährleistete Eigentumsrecht. 
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Dazu ist festzustellen, daß die Rechtsmeinung der belangten Be- 
hörde durchaus denkmöglich ist, daß in der Feststellung des an die 
Firma W. 8 Co. KG. gerichteten Bescheides, in den festgestellten 
Einkünften aus Gewerbebetrieb sei kein Gewinn gemäß g 34 Abs, 5 
EStG. enthalten, ein Abspruch über die Besteuerungsgrundlage für 
die Besteuerung nach g 34 Abs. 5 EStG. 1963 liege. Ebenso denkmög- 
lich ist aber auch die Auffassung der belangten Behörde, daß Ein- 
wendungen gegen die Zulässigkeit und die Richtigkeit dieses Ab- 
spruches gemäß g 252 Abs. 2 BAO. gegen den Feststellungsbescheid 
hätten erhoben werden müssen und daß sie mit Rücksicht auf die 
Rechtskraft des Feststellungsbescheides diesen Abspruch dem Ein- 
kommensteuerbescheid der Beschwerdeführer zugrunde zu legen 
hatte. 

d) Die Beschwerdeführer sind daher durch den angefochtenen 
Bescheid offenkundig auch in ihrem verfassungsgesetzlich gewähr- 
leisteten Recht auf Unversehrtheit des Eigentums nicht verletzt wor- 
den. 

4. Da im Verfahren auch nicht die Verletzung eines anderen ver- 
fassungsgesetzlich gewährleisteten Rechtes der Beschwerdeführer her- 
vorgekommen ist, war die Beschwerde abzuweisen. 

6733 

ASVG. ; keine Bedenken gegen ) 502 Abs. 4 ASVG. ; keine 
Willkür 

Erk. v. 3. Juni 1932, B 48/72 

Die Beschwerde wird abgewiesen. 

Entscheidungs gründe: 

I. 1. Mit Eingabe vom 16. Mai 1971 beantragte der Beschwerde- 
führer bei der Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten seine 
Emigrationszeiten gemäß iden gg 500 f. ASVG. in seiner Sozüalver- 
sicherung anzurechnen. Er führte aus, daß er aus den in den angeführ- 
ten Gesetzesstellen erwähnten Gründen im März 1938 habe Wien 
verlassen müssen, daß er im Jahre 1958 nach Wien zurückgekehrt 
sei und seither in einer Metallwarenfabrik als Geschäftsführer tätig 
sei. Durch die NS-Verfolgung sei er gehindert gewesen, Beitragszeiten 
zu erwerben. 

14 rerfassunqsg. -Erk. 


